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An die Mitarbeitervertretungen 

im Bereich der Landeskirche Hannovers

Göttingen, den 26.11.2003

Novellierung des Mitarbeitervertretungsgesetzes

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

für den 18. Dezember 2003 hat die Konföderation Evangelischer Kirchen in Niedersachsen zu dem ersten Gespräch über die Novellierung des Mitarbeitervertretungsgesetzes eingeladen. Zur Vorbereitung dieses ersten Termins hat die Gewerkschaft ver.di die Arbeitnehmerseite für den 08. Dezember 2003 zu einem Vorbereitungsgespräch nach Hannover geladen.

Worum geht es im einzelnen? Weil das Mitarbeitervertretungsgesetz der evangelischen Kirche in Deutschland inzwischen verändert wurde, möchte die Konföderation eine gewisse Angleichung vornehmen. Hierzu hat sie eine Synopse erstellt, aus der die Unterschiede zwischen dem Mitarbeitervertretungsgesetz der Konföderation und dem Mitarbeitervertretungsgesetz der evangelischen Kirchen Deutschland hervorgehen. 

Auffällig ist, dass bei den Novellierungsbegehren der Arbeitgeberseite eine regelrechte Rosinenpickerei zu Gunsten der kirchlichen Arbeitgeber betrieben werden soll. Beispiel: Im Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD gibt es ein volles Initiativrecht bei allen personellen Einzelmaßnahmen, also auch bei der Eingruppierung. Dieser Punkt steht natürlich seitens der Arbeitgeber nicht zu Angleichung zur Diskussion.

Des weiteren kann im Falle einer Kündigung beim MVG-EKD als Zustimmungsverweigerungsgrund auch ein Verstoß gegen Rechtsvorschriften genannt werden. Von einer Erweiterung der Zustimmungsverweigerungsgründe sprechen die Arbeitgeber selbstverständlich nicht.

Ein weiteres Beispiel: Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD zählt Teilzeitbeschäftigte mit einer Stundenzahl von weniger als 10 Stunden nur hochgerechnet auf Vollzeitarbeitsverhältnisse. Diese Verschlechterung soll übernommen werden; die verbesserte Freistellungsregelung für Dienststellen mit 600 bis 1.000 Beschäftigten, in der das EKD-Gesetz zwei volle Freistellungen gewährt und die MVG-Konföderationsregelung lediglich eineinhalb Freistellungen vorsieht, soll erhalten bleiben. 

Auf Wunsch der Arbeitgeberseite (hier insbesondere der Landeskirche Hannovers) soll der Kündigungsschutz von Mitarbeitervertretungen an einer entscheidenden Stelle beeinträchtigt werden. Bisher kann einem Mitarbeitervertreter gekündigt werden, wenn die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil aufgelöst wird. Hier soll eine neue Regelung eingeführt werden, dass eine Kündigung auch schon dann möglich ist, wenn der Einrichtungsteil, in dem der Mitarbeitervertreter beschäftigt ist, aufgelöst wird. Hintergrund hierfür ist eine mehr als 15 Jahre zurückliegende Fallgestaltung, bei der einem Mitarbeitervertreter in einer kirchlichen Jugendwerkstatt, bei deren Auflösung nicht gekündigt werden konnte, da die Schiedsstelle entschieden hat, dass die Jugendwerkstatt kein wesentlicher Teil des Kirchenkreises sei.

Ausgerechnet während der Neubildungsphase der Mitarbeitervertretungen kommen erhebliche Angriffe auf die Mitarbeitervertretungen zu. Tröstlich ist aber die Aussage des Geschäftsführers der Konföderation, Herrn Oberlandeskirchenrat Behrens, nachdem keineswegs eine schnelle Entscheidung, etwa noch auf der Konföderations-Synode im März 2004 geplant sei, sondern evtl. ein längeres Novellierungsverfahren von einjähriger Dauer. Es wäre auch eine möglichst einvernehmliche Regelung der strittigen Punkte angestrebt.

Nun gilt es in den ersten Verhandlungen sich über Verfahrensfragen zu einigen und auch darüber, wie ein ausgewogenes Ergebnis hergestellt werden kann. Völlig undenkbar ist es, eine Angleichung an die Rechtsfortbildung im EKD-Bereich dadurch vorzunehmen, dass nur die schlechteren Regelungen des EKD-Gesetzes übernommen werden und zusätzlich als Besonderheit der Konföderation, wie beim Kündigungsschutz, unerträgliche Verschärfungen eingebaut werden.

Wir werden Euch weiterhin über den Fortgang der Angelegenheit informieren. 

Mit kollegialen Grüßen

W. Massow,  Vors.
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